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Stoch und Rülke: Bei der Bekämpfung von Antisemitismus darf nicht
gespart werden

Im Rahmen der Haushaltsberatungen haben die Fraktionen von SPD und FDP/DVP einen gemeinsamen
Änderungsantrag eingebracht, mit dem die Mittel für den Antisemitismusbeauftragten auf insgesamt
150.000 Euro erhöht werden sollen.

Andreas Stoch: „Geschlossen für eine finanzielle Stärkung im Kampf gegen Antisemitismus!“

Dr. Hans-Ulrich Rülke: „Sparen an dieser Stelle ist mehr als unangebracht!“

SPD-Fraktionschef Andreas Stoch begründet den Antrag wie folgt:

 

„In einer Zeit, in der im Wochentakt Mitbürgerinnen und Mitbürger jüdischen Glaubens beleidigt oder
sogar körperlich attackiert und Synagogen angegriffen werden, ist es besonders wichtig, die Arbeit gegen
Antisemitismus zu stärken. Die demokratischen Fraktionen im Landtag haben sich im Jahr 2018
fraktionsübergreifend auf die Berufung eines Antisemitismusbeauftragten geeinigt. Damit er seine Arbeit
machen kann, braucht er eine angemessene Ausstattung. Andernfalls bleibt es bei Versprechungen und
warmen Worten, wie wir es leider von der Landesregierung in der Vergangenheit immer wieder erleben
mussten. Alle Demokratinnen und Demokraten sollten sich daher geschlossen für eine finanzielle
Stärkung im Kampf gegen Antisemitismus und Vorurteile aussprechen. Deshalb fordern wir eine
notwendige Erhöhung des Etats um 50%.“

 

Der Fraktionsvorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, ergänzt mit Blick auf das
ursprüngliche Vorhaben der Landesregierung, die Mittel für den Antisemitismusbeauftragten um 10.000
Euro kürzen:

 

„In Anbetracht zunehmender Hasskriminalität und antisemitischer Straftaten ist es völlig unverständlich,
dass der Etat des Antisemitismusbeauftragten gekürzt werden sollte. Der ursprüngliche Plan von Grün-
Schwarz würde einer deutlichen Schwächung der Arbeit und des Amtes gleichkommen. Verständlicher
Weise sorgte das für einen Sturm der Empörung. Nur deshalb sieht die Landesregierung davon im
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Nachhinein wieder ab. Besonders Innenminister Strobl tönt immer laut, er würde sich der wachsenden
Hasskriminalität und antisemitischer Übergriffe entgegenstellen, wenn es darauf ankommt, wird dann
ausgerechnet dort gespart. Das ist mehr als unangebracht!“


